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(2) Die Länder, die nach Absatz 11 des der Wirtschaftskom­
mission für Europa erteilten Auftrages berechtigt sind, an 
gewissen Arbeiten der Kommission teilzunehmen, können 
durch Beitritt Vertragsparteien der Konvention nach ihrem 
Inkrafttreten werden.

(3) Die Konvention liegt bis einschließlich 15. März 1961 zur
Unterzeichnung auf. Nach diesem Tage steht sie zum Beitritt 
offen. .

(4) Die Ratifikation oder der Beitritt wird durch Hinter­
legung einer Urkunde beim Generalsekretär der Vereinten 
■Nationen vollzogen.

Artikel 7
(1) Diese Konvention tritt am neunzigsten Tage in Kraft, 

nachdem fünf der im Artikel 6 Absatz 1 bezeichneten Länder 
sie ohne Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet oder ihre Ra- 
tifikations- oder Beitrittsurkunde hinterlegt haben.

(2) Für jedes Land, das diese Konvention ratifiziert oder 
ihr beitritt, nachdem fünf Länder sie ohne Vorbehalt der 
Ratifikation unterzeichnet oder ihre Ratifikations- oder Bei­
trittsurkunde hinterlegt haben, tritt die Konvention am neun­
zigsten Tage nach Hinterlegung seiner Ratifikations- oder 
Beitrittsürkunde in Kraft.

Artikel 8
(1) Jede Vertragspartei kann diese Konvention durch Noti­

fizierung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
kündigen.

(2) Die Kündigung wird fünfzehn Monate nach Eingang 
der Notifizierung beim Generalsekretär wirksam.

Artikel 9
Diese Konvention tritt außer Kraft, wenn zu irgendeiner 

Zeit nach ihrem Inkrafttreten die Zahl der Vertragsparteien 
während zwölf aufeinanderfolgender Monate weniger als 
fünf beträgt.

Artikel 10
(1) Jedes Land kann, wenn es diese Konvention ohne Vor­

behalt der Ratifikation unterzeichnet oder bei Hinterlegung 
seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde oder zu jedem 
späteren Zeitpunkt durch Notifizierung an den Generalsekre­
tär der Vereinten Nationen erklären, daß diese Konvention 
für alle oder für einzelne der Territorien gilt, deren inter­
nationale Beziehungen es wahmimmt. Die Konvention wird 
für das Territorium oder die Territorien, die in der Notifi­
zierung genannt sind, am neunzigsten Tage nach Eingang 
der Notifizierung beim Generalsekretär oder, falls die Kon­
vention dann noch nicht in Kraft getreten ist, mit ihrem In­
krafttreten wirksam.

(2) Jedes Land, das diese Konvention durch eine Erklä­
rung nach Absatz 1 auf ein Territorium ausgedehnt hat, des­
sen internationale Beziehungen es wahrnimmt, kann die Kon­
vention auch für dieses Territorium allein gemäß Artikel 8 
kündigen.

Artikel 11
(1) Jede Meinungsverschiedenheit zwischen zwei oder meh­

reren Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwendung 
dieser Konvention wird, soweit möglich, durch Verhandlun­
gen zwischen den beteiligten Parteien beigelegt.

(2) Jede Meinungsverschiedenheit, die nicht durch Ver­
handlungen beigelegt werden kann, wird einem Schiedsver­
fahren unterworfen, wenn eine der am Streitfall beteiligten 
Vertragsparteien es verlangt; sie wird deshalb einem Schieds-

_ richter oder mehreren Schiedsrichtern, die durch Überein­
kommen zwischen den am Streitfall beteiligten Parteien zu

wählen sind, zur Entscheidung übertragen. Können sich die 
am Streitfall beteiligten Parteien binnen drei Monaten nach 
dem Antrag auf schiedsgerichtliche Entscheidung über die 
Wahl eines Schiedsrichters oder der Schiedsrichter nicht eini­
gen, so kann jede dieser Parteien den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen ersuchen, einen einzigen Schiedsrichter 
zu ernennen, dem der Streitfall zur Entscheidung übertragen 
wird.

(3) Die Entscheidung der nach Absatz 2 ernannten Schieds­
richter ist für die beteiligten Vertragsparteien bindend.

Artikel 12
(1) Jedes Land kann bei der Unterzeichnung oder Ratifika­

tion dieser Konvention oder bei seinem Beitritt erklären, 
daß es sich durch Artikel 11 Absätze 2 und 3 nicht als ge­
bunden betrachtet. Die anderen Vertragsparteien sind gegen­
über einer Vertragspartei, die einen solchen Vorbehalt ge­
macht hat, durch diese Absätze nicht gebunden.

(2) Jede Vertragspartei, die einen Vorbehalt nach Absatz 1 
gemacht hat, kann diesen Vorbehalt jederzeit durch Notifi­
zierung an den Generalsekretär zurückziehen.

(3) Abgesehen von dem Vorbehalt nach Absatz 1 ist kein 
Vorbehalt zu dieser Konvention zulässig.

Artikel 13
(1) Sobald diese Konvention drei Jahre in Kraft ist, kann 

jede Vertragspartei durch Notifizierung an den Generalsekre­
tär der Vereinten Nationen die Einberufung einer Konferenz 
zur Revision der Konvention beantragen. Der Generalsekre­
tär notifiziert diesen Antrag allen Vertragsparteien und be­
ruft eine Revisionskonferenz ein, wenn ihm binnen vier Mo­
naten nach dem Tage seiner Notifizierung mindestens ein 
Drittel der Vertragsparteien,die Zustimmung zu dem Antrag 
mitgeteilt hat.

(2) Wird eine Konferenz nach Absatz 1 einberufen, so teilt 
der Generalsekretär dies allen Vertragsparteien mit und for­
dert sie auf, binnen drei Monaten die Vorschläge einzurei­
chen, die nach ihrem Wunsche von der Konferenz behandelt 
werden sollen. Der Generalsekretär teilt allen Vertragspar­
teien die vorläufige Tagesordnung der Konferenz sowie den 
Wortlaut dieser Vorschläge spätestens drei Monate vor Be­
ginn der Konferenz mit.

(3) Der Generalsekretär lädt zu jeder nach diesem Artikel 
einberufenen Konferenz alle im Artikel 6 Absatz 1 bezeich­
neten Länder sowie die Länder ein, die nach Artikel 6 Ab­
satz 2 Vertragsparteien geworden sind.

Artikel 14
(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen dieser Konven­

tion vorschlagen. Der Wortlaut jedes Änderungsvorschlages 
ist dem Generalsekretär der Vereinten Nationen mitzuteilen; 
dieser übermittelt ihn allen Vertragsparteien und bringt ihn 
den anderen im Artikel (5 Absatz 1 bezeichneten Ländern zur 
Kenntnis.

(2) Binnen sechs Monaten nach dem Tage der Übermittlung 
des Änderungsvorschlages durch den Generalsekretär kann 
jede Vertragspartei diesem bekanntgeben,

a) daß sie gegen die vorgeschlagene Änderung Einspruch 
erhebt oder

b) daß sie den Vorschlag zwar anzunehmen beabsichtigt, 
aber die für die Annahme erforderlichen Vorausset­
zungen in ihrem Land noch nicht erfüllt sind.

(3) Solange eine Vertragspartei, die eine Mitteilung nach 
Absatz 2 Buchstaben b gemacht hat, dem Generalsekretär die

/


